


































 
 

  
 
 

 
Linz, 23. Oktober 2024  

 
 
 

Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13. November 2024  
 
 
 
Antragsteller: 
Bgm. Wolfgang Greil MBA für den Wirtschaftsbund OÖ 
Abg.z.NR KommR Michael Fürtbauer für die Freiheitliche Wirtschaft OÖ 
KommR Manfred Zaunbauer für den Sozialdemokratischen Wirtschaftsverband OÖ 
 
 
 

Bedarfsorientierte Weiterentwicklung 
des SVS-Leistungsportfolios 

 

Die soziale und finanzielle Absicherung von Unternehmerinnen und Unternehmern stellt ein 

unverzichtbares Fundament für eigenverantwortliches unternehmerisches Handeln dar. Die WKOÖ 

setzt sich daher seit Langem für die Sicherstellung und bedarfsorientierte Weiterentwicklung der 

diesbezüglichen Rahmenbedingungen ein.  

Im Wirtschaftsparlament im Juni 2024 wurde der Antrag gestellt, dass die SVS-Leistungen durch eine 

Expertengruppe evaluiert werden sollen. Im Rahmen dieser Evaluierung wurden seitens der 

Expertengruppe folgende Handlungsempfehlungen erarbeitet: 

 

Allgemeine Handlungsempfehlungen 

• Weitere Förderung der Prävention, indem jährliche Vorsorgeschwerpunkte 

(zB Zahngesundheit, Krebsfrüherkennung, psychische Gesundheit) gesetzt werden, und 

durch Initiativen wie "Jackpot.fit", wo bestehende Kooperationen mit den gesetzlichen 

Interessensvertretungen weiter ausgebaut werden sollen. 
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• Vorantreiben der Digitalisierung durch Weiterentwicklung der SVSgo-App, 

Bereitstellung digitaler Gesundheitsanwendungen (DiGAs), telemedizinische Versorgung 

bundesweit in den Gesundheitszentren, Tele-Reha-Nachsorge bundesweit für eine 

nachhaltige Gesundheitsvorsorge und Forcierung der freiwilligen Datenspende, um die 

Gesundheitsversorgung effizienter zu gestalten. 

• Gesundheitsförderung und Prävention: Weitere Reduktion des Selbstbehaltes bei 

Erreichung zusätzlicher Gesundheitsziele. 

 

Handlungsempfehlungen Themenfeld „Mutterschaft“ 

• Anpassung der Rechtslage, dass die Auszahlung der SVS-Geldleistungen (gem. § 102a 

GSVG) automatisch monatlich – und nicht nur in begründeten Fällen auf Antrag – 

erfolgt.  

• Informationsangebot und Beratung für jene Wöchnerinnen ausweiten, bei denen die 

Voraussetzung der Einsatzpflicht einer Hilfe aufgrund der Art der Tätigkeit oder örtlichen 

Lage nicht möglich ist (§ 102a Abs 4 GSVG).  

• Eine ergänzende Handlungsempfehlung zu den Mutterschaftsleistungen wäre, das Angebot 

der regionalen Betriebshilfen zu evaluieren und bedarfsorientiert 

weiterzuentwickeln.  

 

Handlungsempfehlungen Themenfeld „Pension“ 

• Bessere Pensionsvorsorge durch Höherversicherungsmodelle, um den Versicherten 

eine langfristige finanzielle Sicherheit zu ermöglichen. 

• Ausbau von Anreizen für längere Erwerbstätigkeit, um die Beschäftigung zu fördern 

und leistungswillige Unternehmer zu belohnen.  

 

Handlungsempfehlungen Themenfeld „Arbeitslosigkeit“ 

• Einführung einer unbefristeten Rahmenfristerstreckung und früheren Anspruch 

auf Arbeitslosengeld. Konkret soll die notwendige Dauer der vor der Selbstständigkeit 

liegende unselbstständige Beschäftigung von 5 auf 3 Jahre reduziert werden. 

• Flexiblere Rahmenbedingungen in der Arbeitslosenversicherung im Rahmen des 

Opting-In-Modells: Konkret soll die Eintrittsmöglichkeit von derzeit 6 auf zukünftig 24 

Monate ausgedehnt werden und eine Information durch die SVS am Beginn der 

Pflichtversicherung erfolgen, zu welchem Stichtag der spätestmögliche Eintrittszeitpunkt ist. 
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• Verkürzung der Bindungsfrist von 8 auf 5 Jahre beim Opting-In-Modell der freiwilligen 

Arbeitslosenversicherung für Selbstständige. 

 

Handlungsempfehlungen Themenfeld „Krankheit“ 

• Ausbau von SVS-Gesundheitszentren, Primärversorgungszentren und 

Flexibilisierung der Rahmenbedingungen für Ärzte. Dies ist essenziell, um die 

medizinische Versorgung zu verbessern und mehr Ärzte für den ländlichen Raum zu 

gewinnen. 

• Forcierung der Weiterentwicklung von Produkten oder Technologien, die die 

Verfügbarkeit von Medikamenten aufzeigen, um die Arzneimittelversorgung zu sichern. 

• Reduzierung der Wartezeiten für CT- und MR-Untersuchungen für 

Unternehmerinnen und Unternehmer, beispielsweise durch Einführung eines neuen 

elektronischen Zuweisungssystems. 

• Stärkung der Rehabilitations- und Gesundheitszentren durch ein erweitertes 

fachärztliches Angebot, einschließlich der effektiven Nachbetreuung durch Tele-Reha-

Angebote und Telemedizin. 

• Freiwillige Zusatzversicherung in der Krankenversicherung auch für Versicherte ab 

60 Lebensjahr würde eine Verbesserung der sozialen Absicherung für diese Alterskohorte 

erzeugen. 

 

Im Bezug auf den geforderten Ausbau der SVS-Geldleistung im Krankheitsfall erfolgte 

ebenfalls eine detaillierte Analyse durch die Expertengruppe: 

 

Auf Basis des Evaluierungsberichtes der eingesetzten Expertengruppe erachten wir es daher für 

zielführend, dass sich das Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer Oberösterreich weiterhin, 

für die bereits im November 2022 beschlossene nachstehende Forderung, ausspricht: 

 

• Verkürzung Wartefrist Krankengeld: Reduktion der Wartefrist von einer aktuellen 

Mindestdauer der Arbeitsunfähigkeit von 43 Tagen auf eine verkürzte Mindestdauer von 29 

Tagen, damit ein rückwirkender Anspruch auf Krankengeld ab dem 4. Tag der 

Arbeitsunfähigkeit besteht. 

• Anhebung der maximalen Bezugsdauer: Ausweitung der maximalen Bezugsdauer von 

20 auf 52 Wochen pro Anlassfall. 
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• Verkürzung der Wartefrist auf neuerlichen Anspruch: Verkürzung der Wartefrist auf 

Unterstützungsleistung bei neuerlicher Erkrankung von 26 auf 13 Wochen.  

 

 

Auf Basis dieser fundierten Evaluierung stellen wir daher den  
 

A N T R A G: 

 

Die Wirtschaftskammer Oberösterreich möge sich im Rahmen der 

Regierungsverhandlungen und in den relevanten Gremien der betroffenen 

Sozialversicherungsträger für die Umsetzung der im Antrag befindlichen 

Handlungsempfehlung und die Umsetzung der interessenspolitischen Forderungen 

hinsichtlich des Ausbaus der SVS-Geldleistung im Krankheitsfall einsetzen. 

 
 

 
 

 
 

 
 

Bgm. Wolfgang Greil MBA 
für den Wirtschaftsbund OÖ 

 
 

 
 
 
 

Abg.z.NR KommR Michael Fürtbauer 
für die Freiheitliche Wirtschaft OÖ 

 
 
 
 

KommR Manfred Zaunbauer 
für den Sozialdemokratischen Wirtschaftsverband OÖ 
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Gemeinsamer Antrag von UNOS – Unternehmerisches Österreich und Grüne Wirtschaft an das 

Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer Oberösterreich, Sitzung am 13. November 2024 
 

 

Unternehmen brauchen Entlastung: Steuern senken und Spielraum für 

Wachstum schaffen 
 

 

Begründung 
 

Österreichs Wirtschaft stagniert und liegt in seiner Entwicklung unter dem Durchschnitt der Euroländer. 

Im 2. Quartal 2024 ging das Bruttoinlandsprodukt zum fünften Mal in Folge zurück und verringerte sich 

laut Statistik Austria im Vergleich zum Vorjahresquartal um 0,6 Prozent. Österreichs Wirtschaft befindet 

sich in der längsten rezessiven Phase seit dem 2. Weltkrieg. Besonders betroffen sind die Industrie, der 

Großhandel und die Bauwirtschaft.  

 

Der Vergleich innerhalb der EU zeigt, dass die Ursachen dafür nicht nur in den globalen Krisen und 

Konflikten liegen, sondern zu einem guten Teil hausgemacht sind. Ein wesentlicher Bremsklotz für eine 

prosperierende Wirtschaft ist die hohe Steuer- und Abgabenquote in Österreich. Österreich ist ein 

„Höchststeuerland“ für Unternehmer:innen und Arbeitnehmer:innen. Die Steuer- und Abgabenquote liegt 

bei 43,6% und ist damit die dritthöchste im EU-Raum. Es gilt daher, endlich Maßnahmen zur Entlastung 

der Unternehmen zu setzen, damit diese nicht nur überleben, sondern auch wachsen können. 

 

 

Antrag 
 

Das Wirtschaftsparlament Oberösterreich möge eine Aufforderung an die zuständigen Stellen der Bundes- 

und Landesregierung, der gesetzgebenden Körperschaften und den Wirtschaftskammern beschließen, dem 

nachfolgenden Antrag zu entsprechen und im Rahmen der jeweiligen Kompetenzen dessen Verwirklichung 

herbeizuführen: 

 

„Es ist ein Paket zur Entlastung der Unternehmen in Österreich zu schnüren, das folgende Maßnahmen 

umfasst: 

 

1. Befreiung der Arbeitgeber von Lohnnebenkosten: Die weiteren nicht direkt der Arbeitgeber – 

Arbeitnehmer Beziehung entstammenden Lohnnebenkosten (neben der Kammerumlage 2) sollen 

künftig aus dem Bundesbudget finanziert werden. Diese Belastungen stehen in keinem 

Zusammenhang mit der Arbeitsleistung. Namentlich sind dies: der Dienstgeberbeitrag zum 

Familienlastenausgleichsfonds (FLAF), der Wohnbauförderungsbeitrag und die Kommunalsteuer. 

 

2. Reform der Einkommenssteuer mit einer massiven Verflachung der Progression und Einführung 

eines Vollzeitbonus für unselbständig Beschäftigte 
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3. Steuerliche Gleichstellung von Eigenkapital und Fremdkapital: Durch die Absetzbarkeit von 

fiktiven Eigenkapitalzinsen soll eine steuerliche Gleichstellung von Eigen- und Fremdkapital 

erreicht werden.  

 

4. Investitionsoffensive: Einführung einer degressiven Abschreibung mit 50 Prozent für bewegliche 

Wirtschaftsgüter im ersten Jahr, um Investitionen zu fördern und die wirtschaftliche Erholung zu 

unterstützen. 

 

5. Vereinfachung des Steuersystems: Generelle Durchforstung des Steuer- und Abgabenrechts und der 

Verwaltungspraxis, um die unternehmerische Tätigkeit zu fördern, statt sie zu behindern. 

Schaffung einer Lösung, damit Unternehmen ihre Steuern und Sozialabgaben (SV, UST, LSt, …) an 

einer Stelle gesammelt zahlen können. Ein intelligenter Staat muss in der Lage sein, für die 

Aufteilung seiner Einnahmen selbst zu sorgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mag. Johannes Egger     Mag. Bernhard Seeber 

Delegierter zum Wirtschaftsparlament   Delegierter zum Wirtschaftsparlament 

 

 





 
 
 
   
 
 
 

 

 

1 https://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokratiebelastung-der-gewerblichen-
Wirtschaft-in-Niederoesterreich.pdf (p. 37) 

https://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokratiebelastung-der-gewerblichen-Wirtschaft-in-Niederoesterreich.pdf
https://www.kmuforschung.ac.at/wp-content/uploads/2023/09/Buerokratiebelastung-der-gewerblichen-Wirtschaft-in-Niederoesterreich.pdf
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Gemeinsamer Antrag von UNOS – Unternehmerisches Österreich und SWV an das 

Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer OÖ, Sitzung am 13. November 2024 
 

 

faire Karenzregeln für Unternehmer:innen 
 

 

Begründung 
 

Die Karenzregeln für Unternehmer:innen müssen überarbeitet werden, denn die bestehenden Karenzregeln 

funktionieren für Selbstständige nicht. Wer selbstständig ist und eine Familie gründet, steht vor folgendem 

Dilemma: Die geltenden Zuverdienstgrenzen für Karenzgeldbezieher machen es fast unmöglich, den 

Geschäftsbetrieb aufrechtzuerhalten. Wer den Betrieb für die Zeit der Elternkarenz zusperrt, verliert seine 

Kunden. Die Situation ist also für Selbstständige, die Eltern werden, – insbesondere für Einzelunternehmen 

– eine völlig andere als für Angestellte. Das hat der Gesetzgeber nicht berücksichtigt. 

 

Antrag 
 

Das Wirtschaftsparlament OÖ möge eine Aufforderung an die zuständigen Stellen der Bundes- und 

Landesregierung, der gesetzgebenden Körperschaften und den Wirtschaftskammern beschließen, dem 

nachfolgenden Antrag zu entsprechen und im Rahmen der jeweiligen Kompetenzen dessen Verwirklichung 

herbeizuführen: 

 

 

Adaptierte Karenzregeln für Selbstständige: Schaffung einer Regelung, die es Eltern ermöglicht, 

während der Karenz ihren Betrieb mit Verdienstmöglichkeiten über der aktuellen 

Zuverdienstgrenze weiterzuführen, ohne auf das Karenzgeld verzichten zu müssen bzw. ohne den 

Betrieb (vorübergehend) schließen zu müssen.  

 

 

 

 

 

 

 

Mag. Johannes Egger     KommR. Manfred Zaunbauer 

Delegierter zum Wirtschaftsparlament   Delegierter zum Wirtschaftsparlament 





 

Freiheitliche Wirtschaft (FW) / Ring freiheitlicher Wirtschaftstreibender (RfW) Oberösterreich 
Pochestraße 3 . 4020 Linz . Tel: 0732/774814 . Fax: 0732/774814-20 . ooe@freiheitliche-wirtschaft.at . www.freiheitliche-wirtschaft.at/ooe  

ZVR-Nr.: 284146541 . DVR-Nr. 0379875 . Allgemeine Sparkasse Linz . IBAN: AT552032000200103018 

 
 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 
z.H. Frau Präsidentin Mag. Doris Hummer 
Hessenplatz 3 
4020 Linz Linz, 2024.10.10 
 
 
 
 
 
 
 
Antrag an das Wirtschaftsparlament der WKOÖ am 13. November 2024 
betreffend Anhebung der Obergrenzen für die Wirtepauschalierung 
 
 
Antragsteller: KommR Alfred Fenzl 
                      Delegierter zum WP-OÖ 
 
 
Die Obergrenze des Umsatzes für die Wirtepauschalierung war bis 2019 € 255.000,00 und wurde mit 
Wirkung ab 2020 auf € 400.000,00 erhöht. Auch diese Grenze sollte zufolge der inflationären 
Preisentwicklung dringen erhöht werden. Der VBI 2015 hat sich zwischen Dezember 2019 und August 
2024 um 23,8 % erhöht und es ist auch in der Folge mit einer weiteren hoffentlich nicht mehr so 
dramatischen Entwicklung zu rechnen, sodass aus meiner Sicht eine Erhöhung dieser Grenze auf          
€ 500.000,00 angemessen erscheint.  
 
Daher stelle ich den 
 

Antrag 
 
Die Wirtschaftskammer möge sich mit dem Finanzministerium dringend ins Einvernehmen setzen, damit 
die Obergrenze für die Wirtepauschalierung möglichst noch ab 2024 erhöht wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 





 

 

 

1 https://wiiw.ac.at/fiscal-consolidation-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-
outlook-dlp-7016.pdf  

https://wiiw.ac.at/fiscal-consolidation-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-outlook-dlp-7016.pdf
https://wiiw.ac.at/fiscal-consolidation-and-its-growth-effects-in-euro-area-countries-past-present-and-future-outlook-dlp-7016.pdf


 

 

 

 

2 https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-
2332/s_2022_klimakontraproduktive_subventionen_69687_.pdf p. 2 

https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-2332/s_2022_klimakontraproduktive_subventionen_69687_.pdf
https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/upload-2332/s_2022_klimakontraproduktive_subventionen_69687_.pdf
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SOZIALDEMOKRATISCHER WIRTSCHAFTSVERBAND OÖ 

  
 

WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am 23. Oktober 2024 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  
am 13. November 2024 

 
Tourismusbeitrag 
 
Gem. § 11 des OÖ Tourismusgesetz 2018 sind jene Unternehmer:innen Pflichtmitglieder 
eines Tourismusverbandes, welche ihren Sitz oder ihre Betriebsstätte im Gebiet des 
jeweiligen Tourismusverbandes haben, sofern sie nicht gem. § 39 (1) oder bzw. § 43 (1) von 
der Beitragspflicht ausgenommen sind. 
 
Gem § 12 OÖ Tourismusgesetz 2018 fallen unter die Aufgaben der Tourismusverbände u.a. 
die Bereitstellung von Services – einschließlich digitaler Services – für Gäste und 
MITGLIEDER, wie Mitgliedervernetzung, Beratung zur Nachhaltigkeit und Digitalisierung. 
 
Durch die Veränderung der Tourismusverbände 2019 (Reduzierung von 104 auf 19 
Tourismusverbände) ging bereits sehr viel Regionalität verloren. Nun soll mit 2025 ein 
weiterer Schritt gesetzt werden und die 19 Tourismusverbände zu 7 Destinations-
Management-Organisationen (3 bestehende, 4 neue) zusammengeführt werden. 
 
Schon jetzt beklagen viele Unternehmer:innen die Pflichtmitgliedschaft und den nicht 
vorhandenen Wert der Mitgliedschaft für ihren Betrieb. Durch eine weitere „Zentralisierung“ 
rückt das jeweilige Mitglied noch weiter an den Rand einer möglichen „aktiven“ 
Mitgliedschaft. 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt 
alle Fraktionen dazu ein, diesen zu unterstützen:  
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SOZIALDEMOKRATISCHER WIRTSCHAFTSVERBAND OÖ 

  
 

WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Die  Wirtschaftskammer OÖ möge sich bei den zuständigen Stellen, insbesondere bei 
der OÖ Landesregierung, dafür einsetzen, damit das OÖ Tourismusgesetz insofern 
geändert wird, dass 
 

a) die Ausnahmen von der Beitragspflicht erweitert wird (z.B. Festlegung von 
Mindestumsatzgrenzen, Änderung der Beitragsgruppen, etc.), 
 

b) konkrete Maßnahmen gem. § 12 (Serviceleistungen für Mitglieder) gesetzt 
werden (z.B. Fördermanager, Netzwerkveranstaltungen, etc.), 

 
c) ein unabhängiges Tourismusberatungs-Institut mit bundesweiter Erfahrung 

zur Effizienzprüfung (zumindest 1x im Berichtszeitraum – gem. §2 OÖ 
Tourismusgesetz) beauftragt wird.  

 
 

 
Antragsteller: 
 
 
KommR Manfred Traunmüller, Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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SOZIALDEMOKRATISCHER WIRTSCHAFTSVERBAND OÖ 

  
 

WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am 23. Oktober 2024 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  
am 13. November 2024 

 
Kammerumlage 1 – Anhebung der Freigrenze 
 
Die Kammerumlage 1 ist erst ab einem erzielten steuerbaren Netto-Umsatz pro Kalenderjahr 
von mehr als € 150.000,-- zu entrichten. 
 
Der sozialdemokratische Wirtschaftsverband fordert eine Anhebung der Freibetragsgrenze 
auf einen erzielten steuerbaren Netto-Umsatz pro Kalenderjahr auf € 300.000,-- 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt 
alle Fraktionen dazu ein, diesen zu unterstützen:  
 
Die  Wirtschaftskammer OÖ möge sich bei allen verantwortlichen Stellen dafür 
einsetzen, dass die Freibetragsgrenze für die Kammerumlage 1 von derzeit 
€ 150.000,-- auf € 300.000,-- des erzielten steuerbaren Netto-Umsatzes pro 
Kalenderjahr gehoben wird. 

 
Antragsteller: 
 
 
KommR Manfred Zaunbauer, Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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SOZIALDEMOKRATISCHER WIRTSCHAFTSVERBAND OÖ 

  
 

WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am 23. Oktober 2024 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  
am 13. November 2024 

 
Wirtschaftskammer – weitere Reduktion der KU2 
 
Das Wirtschaftskammergesetzt sieht unter anderem unter § 121 (2) vor, dass die finanzielle 
Inanspruchnahme der Mitglieder durch Umlagen nur in jener Höhe erfolgen darf, welche zur 
Deckung der den Organisationen der gewerblichen Wirtschaft erwachsenden Aufwendung 
und zur Bildung angemessener Rücklagen erforderlich ist. 
 
Die Wirtschaftskammer OÖ verfügt lt. Bilanz 2023 über beträchtliche Rücklagen in Höhe von 
rund € 113,5 Millionen bestehend aus rund € 37,3 Millionen gebundene Kapitalrücklagen, € 
14,9 Millionen satzungsgem. Rücklagen und € € 60,8 Millionen freie Rücklagen.  
 
Die WK OÖ, so wie alle anderen Landeskammern haben den Landeskammeranteil der KU2  
für das Jahr 2024 gesenkt (für OÖ um 0,02%) und ist der KU2- Satz in OÖ der niedrigste aller 
Landeskammern, jedoch ist im Hinblick auf den hohen Rücklagenstand eine weitere 
Reduzierung geboten.. 
 
Die KU2 stieg vom Jahr 2017 – 2021 um rund 7,4%. Die Steigerung in den Jahren 2021 – 
2023 betrug rund 22% (von 37,6 Mio auf 46 Mio). 
 
Da auf Grund der deutlichen Lohnerhöhungen 2024 mit einem weiteren massiven Anstieg 
der KU2- Einnahmen zu rechnen ist, wäre eine weitere Senkung dieser Anteilseinnahmen 
anzustreben. 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt 
alle Fraktionen dazu ein, diesen zu unterstützen:  
 
Die  Wirtschaftskammer OÖ soll selbst eine weitere Reduktion der KU2 
(Landeskammeranteil) beschließen und sich dafür einsetzen, damit auch der 
Bundeskammeranteil deutlich reduziert wird. 

 
Antragsteller: 
 
 
KommR Manfred Zaunbauer, Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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Antrag von UNOS – Unternehmerisches Österreich an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich, Sitzung am 13. November 2024 
 

 

WK OÖ muss bei Lohnnebenkosten mit gutem Beispiel vorangehen: 

Kammerumlage 2 jetzt streichen! 
 

 

Begründung 
 

UNOS wie auch andere Unternehmer:innen-Verbände, und die große Mehrheit der Unternehmen sowieso, 

fordern eine massive Reduzierung der Lohnnebenkosten als standort- und beschäftigungsfeindliche 

Belastung. 

 

Ein Teil der Lohnnebenkosten ist die Kammerumlage 2, die von allen Wirtschaftskammern eingehoben 

wird. Bei ihrer Einführung im Jahr 1979 war diese noch als vorübergehende Maßnahme für notleidende 

Kleinstunternehmer:innen gedacht. Seither wird den Unternehmen durch diese Abgabe jedoch Jahr für Jahr 

wertvolles Kapital entzogen. Allein im Jahr 2024 sind dies 442 Millionen Euro. 

 

Nach 45 Jahren ist es an der Zeit, diese überholte Maßnahme endlich zu beenden. Und es ist an der Zeit, 

dass die Wirtschaftskammer zeigt, dass es ihr mit der Lohnnebenkosten-Entlastung ernst ist und mit gutem 

Beispiel vorangeht. 

 

 

Antrag 
 

Das Wirtschaftsparlament Oberösterreich möge einen Grundsatzbeschluss fassen, dass die verantwortlichen 

Stellen in der WK OÖ alle notwendigen Schritte für eine ehestmögliche, faktische Streichung der 

Kammerumlage setzen und in diesem Sinn bei den gesetzgebenden Körperschaften und Regierungs- und 

Verwaltungsstellen initiativ werden, um allfällig notwendige Begleitmaßnahmen in die Wege zu leiten. 

 

 

 

 

 

 
 

Mag. Johannes Egger 

Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13. November 2024  
 
 
 
Antragstellerin: Präsidentin Mag.a Doris Hummer 
 
 

Mit voller Kraft für unsere Wirtschaft! 
 

Die heimischen Unternehmen sind der Motor der Wirtschaft. Sie sorgen für Beschäftigung und 
Wohlstand in unserem Land.  
 

• Mit einem BIP/Kopf von 53.000 Euro zählt OÖ zu den besten Regionen Europas 
(EU-20: 41.400 Euro). 

• Mit rd. 495.000 Beschäftigten ist die gewerbliche Wirtschaft der Arbeitsplatz- und 
Einkommensgarant in unserem Bundesland. 

• Bei der Arbeitslosigkeit zählt OÖ mit 4,6% (nationale Berechnung) zu den Regionen mit der 
niedrigsten Arbeitslosigkeit in Europa. 

• Die Arbeitszufriedenheit ist in Österreich mit über 70% (sehr zufrieden und zufrieden) im 
europaweiten Vergleich besonders hoch (Quelle: statista.de, 2/24). 

• Fast 2/3 der direkten Finanzierung unseres Sozialsystems kommen von den Betrieben. 
• Mit einer Exportquote von 77% (Waren plus Dienstleistungen) zählt OÖ zu den 

Exportchampions im internationalen Vergleich. 
• In den letzten fünf – sehr stark von Krisen geprägten – Jahren ist es gelungen, den 

Wirtschaftskreislauf bestmöglich aufrecht zu erhalten, in dem sowohl die Unternehmen als 
auch ihre Mitarbeiter umfassende Unterstützungsleistungen (Kurzarbeitsmodelle, Finanz- und 
Investitionshilfen, Energiekostenzuschüsse …) erhalten haben. 

 
Damit der Wohlstand auch in Zukunft gesichert werden kann, brauchen wir Reformen. Der Standort 
Österreich ist – aufgrund der externen Krisen aber auch hausgemachter Faktoren – in eine Schieflage 
geraten, aus der wir uns wieder befreien müssen. Dazu braucht es Mut und Umsetzungswillen. 
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Das WKOÖ-Wirtschaftsparlament hat dazu in der aktuellen Periode viele wichtige Impulse und 
Forderungen beschlossen, die wir noch einmal gemeinsam bekräftigen wollen.  
 
Unternehmen entlasten bei Steuern, Abgaben und Bürokratie, insbesondere durch 

• Senkung der Lohnnebenkosten  
• Entlastung der Dienstgeber bei Entgeltfortzahlung 
• Verbesserung der sozialen Absicherung der Selbstständigen 
• Überbordenden EU-Berichtspflichten: zurück an den Start 
• Einrichtung eines Antibürokratieanwalts 

 
Mehr arbeiten/Leistung muss sich wieder lohnen, insbesondere durch  

• Attraktivierung Vollzeit 
• Reduktion der Überstundenbestteuerung  
• Länger in Beschäftigung bleiben 
• Lehre Für Drittstaatsangehörige ermöglichen 
 

 
Innovativ investieren und Wettbewerbsfähigkeit erhalten 

• Wiederauflage der Investitionsprämie von 7% (bzw. einer erhöhten von 14% für 
Ökologisierungs- und Digitalisierungsinvestitionen)  

• Ausweitung des Investitionsfreibetrages auf mind. 10 Mio Euro 
• Erhöhung der Forschungsprämie auf 18% 
• Wettbewerbsfähige Energiepreise mit gesicherter Energieinfrastruktur 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den 
 

A N T R A G: 

Das WKOÖ-Wirtschaftsparlament möge beschließen, das vorliegende Gesamtpaket 

der WKOÖ auf allen Ebenen als Grundlage für zukünftige Reformen einzubringen. 

Dieses Paket ist an alle politischen Entscheidungsträger gerichtet, um die Zukunft des 

heimischen Wirtschafts- und Lebensstandortes in einem breiten Schulterschluss 

abzusichern. Es braucht einen gemeinsamen Konsens, dass eine erfolgreiche Wirtschaft 

der Garant für Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand in unserem Land ist.  

 

 

 
 

Mag.a Doris Hummer 
Präsidentin der WKOÖ 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13. November 2024  
 
 
 
Antragstellerin: Spartenobfrau KommRin Mag.a Michaela Keplinger-Mitterlehner 
 
 

Kreditvergabe für die Bauwirtschaft 
und Wohnen stärken! 

 

Nach aktuellen Schätzungen des WIFO und IHS wird Österreich auch 2024 in der mittlerweile 

längsten Rezession der Nachkriegszeit verharren. Österreich fällt auch daher in den Rankings der 

wettbewerbsfähigsten Standorte sukzessive zurück und ist inzwischen Schlusslicht beim realen 

BIP-Wachstum pro Kopf in Europa. Um wieder auf die wirtschaftliche Überholspur zurückzukehren, 

braucht es daher ein Bündel unterstützender Maßnahmen. Finanzierungen durch leistungsfähige 

Banken sind Grundvoraussetzung für diese ökonomische Trendwende. Sie sind die Basis für 

Investitionen und Wirtschaftswachstum. 

 

Laut WIFO wird es 2024 in der Baubranche als zentraler Wirtschaftszweig der Volkswirtschaft mit 

-3,5 % zu einem noch stärkeren realen Wertschöpfungseinbruch als in den Vorjahren kommen. 

Allein die monatliche Neukreditvergabe für den privaten Wohnbau ist von durchschnittlich 

2,1 Mrd. Euro im Jahr 2021 auf 0,7 Mrd. Euro im Jänner 2024 gesunken. Um das für Erhalt und 

Schaffung von Arbeitsplätzen so wichtige Auftragswachstum im Bereich der Bauwirtschaft zu 

erreichen, braucht es Finanzierungen und Wohnbaukredite zur Realisierung der eigenen vier Wände. 

Die Eigentumsquote ist kaum irgendwo in Europa so niedrig wie in Österreich.  
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Gerade im Bereich der Immobilienfinanzierungen besteht eine Kumulation an aufsichtsbehördlichen 

Regulierungsmaßnahmen, die auch aus (volks-)wirtschaftlicher Perspektive kritisch zu evaluieren 

sind, da diese den Bemühungen, der Rezession entgegenzuwirken und wieder auf Wachstumskurs 

zu kommen, zuwiderlaufen. Dies reicht von der FMA-KIM-Verordnung über zusätzliche 

FMA-Kapitalpuffer für Gewerbeimmobilienkredite inkl. Kredite an den gewerblichen Wohnbau bis 

hin zu höheren Eigenkapitalvorgaben durch den Stopp des sogen. CRR-Hard-Tests durch die FMA, 

der bis dato niedrigere Eigenkapitalvorgaben für Banken bei Immobilienkrediten ermöglicht hat. Im 

Gegensatz zu Österreich ist zB in Deutschland derzeit keine Abschaffung des Hard-Tests geplant. 

Der deutsche Bankenmarkt ist dem österreichischen durchaus ähnlich. Gerade der österreichische 

Wohnimmobilienmarkt ist stabil und es liegt hier kein systemisches Risiko für die 

Finanzmarktstabilität vor. Selbst die OeNB hat auch in den Medien bestätigt, dass eine expansive 

Kreditentwicklung wie in den Jahren der Niedrigzinsphase bis Mitte 2022 auf absehbare Zeit nicht 

zu erwarten sei. 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den 
 

A N T R A G: 

 

Die WKOÖ möge die FMA auffordern, die Mehrfachregulierung von 

Gewerbeimmobilienkrediten zu beseitigen und den 1% sektoralen Kapitalpuffer für 

Gewerbeimmobilien zurückzunehmen sowie jedenfalls in der Folge den CRR-Hard-

Test für die Eigenkapitalunterlegung von Gewerbe- und Wohnimmobilienkrediten 

beizubehalten. 

Die WKOÖ möge die FMA darüber hinaus auffordern, die KIM-V schnellstmöglich 

aufzuheben bzw. keinesfalls über Juni 2025 hinausgehend fortzuführen. 

 

 
KommRin Mag.a Michaela Keplinger-Mitterlehner 

Spartenobfrau 
Bank und Versicherung 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13. November 2024  
 
 
 
Antragsteller: Spartenobmann KommR Gerold Royda 
 
 
 

Ablehnung der Umsetzung eines Rauchverbots 
in Außenbereichen der Gastronomie 

 

Auf Ebene der EU-Gesundheitsminister wird derzeit über ein Rauchverbot in bestimmten Bereichen 

im Freien beraten. Dies würde unter anderem auch die Außenbereiche der Gastronomie umfassen. 

Ergebnis dieser Beratung kann eine unverbindliche Empfehlung der EU-Kommission gegenüber den 

Mitgliedstaaten sein, ein solches Rauchverbot in bestimmten Bereichen im Freien und damit auch in 

Außenbereichen der Gastronomie, wie zB Schani- oder Gastgärten umzusetzen. Den Mitgliedstaaten 

bleibt es in weiterer Folge selbst überlassen, ob bzw. inwieweit sie dieser Empfehlung nachkommen 

und in nationales Recht überleiten. 

In Österreich herrscht bereits jetzt in vielen Bereichen ein umfangreiches Rauchverbot. So 

beispielsweise auch in Innenräumen der Gastronomie. 

 

Auf Freiflächen der Gastronomie ist das Rauchen erlaubt. Freiflächen müssen: 

1. Nach oben hin gänzlich offen, allseitig mit Wänden oder wandähnlichen Konstruktionen 

(Windschutz o. ä.) umschlossen sein. 

2. Nach oben hin überdeckte Bereiche (Dach, Markise etc.), seitliche Flächen offen, bzw. 

maximal bis zur Hälfte mit Wänden oder wandähnlichen Konstruktionen (unabhängig vom 

Material) umschlossen sein. 
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Eine Ausdehnung des Rauchverbots auch auf Außenflächen der Gastronomie würde jedenfalls zu 

massiven wirtschaftlichen Einbußen für betroffene Betriebe führen und überdies sowohl den 

Bürokratie- als auch Kontrollaufwand massiv erhöhen. Schon alleine deswegen ist eine solche 

Ausdehnung abzulehnen. Außerdem würde sie auch zu unerwünschten Verdrängungseffekten führen, 

wenn Gäste beispielsweise gezwungen wären, zum Rauchen auf öffentliche Flächen außerhalb der 

Betriebe auszuweichen. Und dies alles vor dem Hintergrund eines bereits jetzt umfassenden und gut 

funktionierenden Nichtraucherschutzes in der Gastronomie.  

Vor Umsetzung weiterer Schritte sowohl auf EU- als auch nationalstaatlicher Ebene ist daher 

jedenfalls eine umfassende Folgenabschätzung, die sich mit den dargestellten wirtschaftlichen und 

sozialen Auswirkungen eines Rauchverbots in den Gastro-Außenbereichen befasst, zwingend 

erforderlich, um zu verhindern, dass durch eine vorschnelle Beurteilung oben angeführte negative 

Effekte ausgelöst werden. 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den 
 

A N T R A G: 

 

Die Wirtschaftskammer OÖ möge sich bei den zuständigen Stellen nicht nur dafür 

einsetzen, eine solche Folgeabschätzung vor Weiterbehandlung dieses Themas 

vorzunehmen, sondern aufgrund der derzeit unzureichenden Berücksichtigung oben 

dargestellter Problemstellungen eine Ablehnung der Umsetzung auf 

nationalstaatlicher Ebene einfordern. 

 
 

 

 
 

KommR Gerold Royda 
Spartenobmann 

Tourismus und Freizeitwirtschaft 





Liste OÖ Industrie 

 

Antrag an das Wirtschaftsparlament 
der Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13.11.2024 
 

Antragsteller: KommR Mag. Erich Frommwald 
 

Senkungspotential bei Lohnnebenkosten 
ausschöpfen 
 
Österreich liegt bei der Steuer- und Abgabenbelastung auf Arbeit von 38 OECD-Staaten mit 
rund 47,2% an 3. Stelle, der OECD-Schnitt liegt bei 34,8% (OECD Taxing Wages 2024). Dieser 
„Abgabenkeil“ ist die Differenz zwischen den Arbeitskosten des Arbeitgebers und dem 
Nettoverdienst des oder der Beschäftigten. Dies bedeutet, dass der Arbeitnehmerin oder dem 
Arbeitnehmer von 1 Euro an Arbeitskosten netto nur 53 Cent verbleiben, 47 Cent müssen 
abgeführt werden. Nachfolgendes Beispiel veranschaulicht die Zusammensetzung der 
gesamten Arbeitskosten bei einem Bruttogehalt von 4.000 Euro pro Monat: 

 



 

Dieses Beispiel zeigt die hohe Belastung von Arbeit mit Steuern und Sozialabgaben in 
Österreich. Die im internationalen Vergleich überdurchschnittlich hohen Lohnnebenkosten 
entwickeln sich zunehmend zu einem entscheidenden Standort- und Wettbewerbsnachteil. 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den nachstehenden 

Antrag 

Die Wirtschaftskammer Oberösterreich möge über die Wirtschaftskammer Österreich dafür 
eintreten, dass die österreichische Bundesregierung eine spürbare Entlastung des Faktors 
Arbeit umsetzt, indem die „unechten Lohnnebenkosten“, also jene Leistungen, die nicht 
unmittelbar mit der sozialen Absicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu tun 
haben, zukünftig aus Mitteln des Landes- und Bundesbudgets finanziert werden sollen. Hierbei 
ist insbesondere an den Familienlastenausgleichsfonds zu denken. Zudem sind weitere 
Lohnnebenkosten zu senken. 

 

Liste OÖ Industrie 

 

 

 

 

KommR Mag. Erich Frommwald 
Obmann der Sparte Industrie 
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Antrag an das Wirtschaftsparlament 
der Wirtschaftskammer Oberösterreich 

am 13.11.2024 
 

 

Antragsteller: KommR Mag. Erich Frommwald 

 

 

 

Energieabgabenerhöhung 2025:  
Schlagartigen Anstieg verhindern! 
 

Wettbewerbsfähige Energiepreise sind für den Industriestandort Oberösterreich von 
entscheidender Bedeutung. Neben den seit 2022 gestiegenen Energiekosten wirken auch 
Energieabgaben und CO2-Preise deutlich kostentreibend. Dies führt, insbesondere in Zeiten 
einer Rezession, zu einem folgenschweren Verlust der Konkurrenzfähigkeit des 
österreichischen Industriestandorts. 

Zum 1. Januar 2025 steht eine signifikante Erhöhung mehrerer energiebezogener Abgaben 
sowie der nationalen CO2-Steuer bevor. Wir möchten auf die Dringlichkeit hinweisen, den 
schlagartigen Anstieg der Energieabgaben zu verhindern, um die drastischen Auswirkungen auf 
die Industrie und den privaten Sektor abzufedern. 

Ab dem 1. Januar 2025 werden nach aktuellem Beschlussstand die Erneuerbaren-
Förderpauschale und der Erneuerbaren-Förderbeitrag, die 2022 und 2023 ausgesetzt und 2024 
aus Budgetmitteln finanziert wurden, wieder erhoben. Gleichzeitig wird die 
Elektrizitätsabgabe von 0,1 Ct/kWh auf 1,5 Ct/kWh angehoben, ebenso wie die Erdgasabgabe, 
die von 1,196 Ct/m³ auf 6,6 Ct/m³ steigt. Zudem wird zum selben Zeitpunkt der nationale 
CO2-Preis von 45 EUR auf 55 EUR pro Tonne CO2 steigen. All diese Maßnahmen belasten die 
OÖ Industrie und beeinträchtigen erheblich ihre Wettbewerbsfähigkeit im internationalen 
Umfeld. 

Angesichts der dramatischen wirtschaftlichen Lage, der dauerhaft hohen Energiepreise sowie 
des enormen Transformations- und Investitionsdrucks im Rahmen der Energiewende ist 
schnelles Handeln unerlässlich. Nur durch entschlossenes Eingreifen kann eine drohende 
Deindustrialisierung des österreichischen Standorts und der damit verbundene Verlust 
zahlreicher Arbeitsplätze verhindert werden. 

 

Vor diesem Hintergrund stelle ich den nachstehenden 
 

Antrag 

Die Wirtschaftskammer Oberösterreich möge über die Wirtschaftskammer Österreich dafür 
eintreten, dass die österreichische Bundesregierung den sprunghaften Anstieg der 
Energieabgaben zum 01.01.2025 verhindert und diese Abgaben auch langfristig nicht erhöht. 



 

 

 
 

Liste OÖ Industrie 

 

 

 

 

 

KommR Mag. Erich Frommwald  

Obmann der Sparte Industrie 





 
 

Antrag Familien UNOS 20240910_V2 SE.docx 1 

Gemeinsamer Antrag von UNOS – Unternehmerisches Österreich und SWV an das 

Wirtschaftsparlament der Wirtschaftskammer OÖ, Sitzung am 13. November 2024 
 

Familienpaket für Unternehmer:innen: Ganztagsschulen und Kinderbildung 
 

Begründung 
 

Familien brauchen Wahlfreiheit, wie sie ihr Arbeits- und Familienleben gestalten wollen. Doch bei dem 

aktuell mangelhaften Bildungs- und Betreuungsangebot ist dies in den meisten Regionen Österreichs nicht 

möglich. Österreichweit besucht weniger als ein Drittel der Schülerinnen und Schüler ein ganztägiges 

Schulangebot. Auch die Bildungs- und Betreuungsmöglichkeiten von Kindern bis zum Schuleintritt ist nicht 

zufriedenstellend: Im Kindergartenjahr 2023/24 besuchten nur 33 Prozent der unter Dreijährigen überhaupt 

eine elementare Bildungseinrichtung. Nur 49,6 Prozent – also nicht einmal die Hälfte - der 3- bis 5-Jährigen 

war in einer VIF-konformen Kinderbetreuung, also einer elementaren Bildungseinrichtung, die mit 

Vollzeitbeschäftigung der Erziehungsberechtigten vereinbar ist. Dies geht aus dem Monitoring-Bericht vom 

August 2024 zur elementaren Bildung der Statistik Austria hervor. 

 

Ein Ausbau ist also dringend notwendig, denn nur bei entsprechendem Kinderbildungsangebot ist die 

Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben sowohl für Arbeitnehmer:innen als auch für 

Unternehmer:innen ohne Abstriche möglich. 

 

Antrag 
 

Das Wirtschaftsparlament OÖ möge eine Aufforderung an die zuständigen Stellen der Bundes- und 

Landesregierung, der gesetzgebenden Körperschaften und den Wirtschaftskammern beschließen, dem 

nachfolgenden Antrag zu entsprechen und im Rahmen der jeweiligen Kompetenzen dessen Verwirklichung 

herbeizuführen: 

 

„Es ist ein Paket zur Entlastung der Familien in Österreich zu schnüren, das folgende Maßnahmen umfasst: 

 

1. Ausbau Ganztagsschulen: Rascher Ausbau des Angebots an „echten“ Ganztagsschulen, also mit 

verschränkten Einheiten von Unterricht, Lern- und Freizeitstunden für Volks-, Mittel-, Sonder- 

und Polytechnischen Schulen bzw. AHS-Unterstufe mit der Sicherstellung, dass jedes Kind gratis 

ein warmes Mittagessen bekommt. 

 

2. Ausbau qualitativ hochwertiger Kinderbildung: Rascher, flächendeckender Ausbau einer 

vollzeitkompatiblen, qualitativ hochwertigen Kinderbildung mit Rechtsanspruch auf einen 

Betreuungsplatz ab dem 1. Geburtstag. Inklusive Sicherstellung, dass jedes Kind gratis ein warmes 

Mittagessen bekommt. Die Möglichkeit schaffen, dass Gruppen mehrsprachig geführt werden, 

wenn entsprechende Nachfrage besteht. 

 

 

 

 

Mag. Johannes Egger     KommR. Manfred Zaunbauer 

Delegierter zum Wirtschaftsparlament   Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Wirtschaftskammer OÖ 
Hessenplatz 3 
4020 Linz 

Linz am 23. Oktober 2024 
 

ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  
am 13. November 2024 

 
Fachkräftemangel – Bildungsoffensive durch Senkung von WIFI- Kurskosten 
 
Das WIFI leistet einen wesentlichen Beitrag zur Erwachsenenbildung, Lehrlingsausbildung, 
Fachkräfteweiterbildung und sonstigen Aus- und Weiterbildung. Auf Grund des guten 
Buchungsvolumens und der Vielfalt des Angebotes wirft das WIFI OÖ jährlich einen Gewinn 
im mehrstelligen Millionenbereich aus. 
 
Dieser Gewinn ergibt sich einerseits aus wie bereits oben angeführt einer guten Buchungslage 
und dem vielseitigen Angebot, aber auch andererseits aus relativ hohen Kursbeiträgen und 
relativ geringer (unterschiedlicher) Entschädigung der Trainer:innen. 
 
Beispiel: Kurs X mit 60 Einheiten Preis: € 650,-- (mind. 20 TN) 
      Einnahmen: € 13.000, - -  
  Trainer 60 EH x € 31,-- Ausgaben: € 1.860,- -  
  Kursmaterialien:  Ausgaben: € 200,- -  
  Allg. Kosten (Strom, 
  Verwaltung, E-learning, …) Ausgaben: € 500,- -  Erlös Kurs: ~€ 10.000, - -  
 
Aus Sicht des sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes wäre durch Senkung der 
Kurskosten der Jahresgewinn auf einen Minimalgewinn zu reduzieren. Die Senkung der 
Kurskosten möge für 2 Jahre als Ausbildungsoffensive für Qualifizierung von 
Mitarbeiter:innen zu Fachkräften eingesetzt werden. 
 
Eine weitere konkrete Maßnahme könnte sein, dass je Unternehmen für zumindest eine:n 
Miterabeiter:in die Lehrlingsausbilderausbildung kostenlos angeboten wird, da dass jedes OÖ 
Unternehmen in der Lage ist, selbst Lehrlinge auszubilden.  
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WIR SIND WIRTSCHAFT. 
 
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt 
alle Fraktionen dazu ein, diesen zu unterstützen:  
 
 
Die  Wirtschaftskammer OÖ möge selbst bzw. über die zuständigen Stellen eine 
Fachkräfte-Ausbildungsoffensive ins Leben rufen, welche als Kernpunkt eine 
Reduktion der Kurskosten im WIFI OÖ um 30% für die Dauer von 2 Jahren beinhaltet. 
 
Nach einem Jahr möge die Offensive evaluiert und ggf. angepasst werden. 
 
 
  

 
Antragsteller: 
 
 
Mag. Helmut Mitter, Delegierter zum Wirtschaftsparlament 





 

 

 

1 https://www.umweltbundesamt.at/news220824-treibhausgasemissionen-2023  
2 https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-
union#trends  
3 https://www.energy-
charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable
_share_of_generation  

https://www.umweltbundesamt.at/news220824-treibhausgasemissionen-2023
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-union#trends
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-der-europaeischen-union#trends
https://www.energy-charts.info/charts/renewable_share_map/chart.htm?l=en&c=EU&interval=year&year=2024&share=renewable_share_of_generation
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Antrag an das Wirtschaftsparlament der WK-OÖ am 13.11.2024 betreffend 
Reform der Wirtschaftskammer 
 
Antragsteller:  KommR Michael Fürtbauer, Delegierter zum WP-OÖ 
 
Die letzte wesentliche Reform der Wirtschaftskammer liegt nun über 20 Jahre 
zurück. Im Jahr 2000 wurden die internen Strukturen und Aufgabenverteilungen 
umgekrempelt, und die Anzahl der Fachverbände und Fachgruppen wurde um 
rund 30% reduziert. Doch die zentralen Probleme der Organisation der Interessen-
vertretung blieben bestehen. 
 
Ein deutlicher Indikator dafür ist die dramatisch gesunkene Wahlbeteiligung. 
Während sie im Jahr 2000 noch bei 53,5% lag, fiel sie bis 2020 auf alarmierende 
33,7%. Das ist ein klares Signal dafür, dass viele Mitglieder sich nicht ausreichend 
vertreten fühlen oder die Interessenvertretung nicht wahrnehmen. Der Einfluss-
faktor 10 und die parteipolitische Einmischung in verschiedenen Organisations-
einheiten bestehen unverändert. Die Interessenvertretung wird weiterhin von oben 
herab gesteuert, ohne den einzelnen Branchen den nötigen Raum zu geben. Es ist 
schwer zu glauben, dass sich die Mitglieder der Fachgruppe Gewerbliche 
Dienstleister – die über 20 verschiedene Berufsgruppen vereint, von Agrarservice-
unternehmern über Callcenter bis hin zu Sicherheitsfachkräften – gut vertreten 
fühlen? Eine Wahlbeteiligung von nur 30% spricht eine deutliche Sprache. 
 
Die Struktur und das Procedere der Wirtschaftskammerwahl verhindert, dass die 
Mitglieder des Wirtschaftsparlaments oder der Präsident direkt gewählt werden 
können. Stattdessen werden die wichtigsten Funktionäre durch ein 
mathematisches Verfahren bestimmt, was den Willen der Basis oft kaum 
berücksichtigt. 
 



 
 
Das muss sich ändern! Es ist an der Zeit, die Wirtschaftskammer attraktiver und 
transparenter zu gestalten. Wir brauchen eine Reform, die sicherstellt, dass die 
Fachgruppen ihre Interessen direkt vertreten können. Die Mitglieder müssen sich 
umfassend repräsentiert fühlen und dazu motiviert werden, aktiv in den Fach-
gruppen der Wirtschaftskammer ohne parteipolitische Punzierung mitzuarbeiten. 
 
Es ist daher notwendig, dass Unternehmer sich stärker einbringen und direkt in 
Form von Generalversammlungen bestimmen sollen, wer ihre Interessen vertritt 
und durch eine Direktwahl der Mitglieder des Wirtschaftsparlaments und des 
Präsidenten oder Präsidentin die parteipolitische Ausrichtung der Kammer festlegt. 
Des Weiteren sollte auch die Finanzierung der Kammern sowie Art und Anzahl der 
Mitgliedschaft evaluiert werden! 
 
Daher stelle ich den 
 

Antrag:  
 
Die Mitglieder des Wirtschaftsparlaments Oberösterreich mögen beschließen, dass 
auf Ebene der Wirtschaftskammer Österreich eine Reformgruppe eingerichtet 
wird, die ein Konzept entwickelt, um die Wirtschaftskammer für ihre Mitglieder 
wieder attraktiver zu gestalten. Der Schwerpunkt dieser Gruppe muss darauf 
liegen, die Wirtschaftstreibenden aktiv in den Entscheidungsprozess einzubeziehen 
und die Kammer offener, zugänglicher und transparenter zu machen. Dazu sollte 
das Wirtschaftskammergesetz mit seinen Verordnungen modernisiert und 
vereinfacht werden! 
 
Diese Reformgruppe soll Vertreter unterschiedlicher Sparten, Branchen, 
Wahlwerber und Kammermitarbeiter umfassen, um eine breite Perspektive zu 
gewährleisten. 
 
Ziel ist es, die Mitglieder stärker in die Gestaltung ihrer Wirtschaftskammer 
einzubinden und die Interessenvertretung zukunftsfähig und praxisnah 
auszurichten. 
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ANTRAG 
an das Wirtschaftsparlament der 

Wirtschaftskammer Oberösterreich  
am 13. November 2024 

 
Wirtschaftskammerwahlen – automatische Zusendung von Wahlkarten 
 
Bei den Wirtschaftskammerwahlen 2020 war ein eklatanter Rückgang von Wahlberechtigten, 
welche ihr Wahlrecht in der Wirtschaftskammer wahrgenommen haben, zu beobachten. Um 
diesem Rückgang entgegen zu wirken, muss die Möglichkeit an der Kammerwahl 
teilzunehmen niederschwelliger werden. 
 
Gem. § 90 WKG 1998 (2) ist der Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte schriftlich oder 
persönlich bei der Hauptwahlkommission der zuständigen Landeskammer innerhalb des von 
der HWK festgesetzten Zeitraumes geltend zu machen. 
 
Bei der Arbeiterkammerwahl 2024 wurde sämtlichen Wahlberechtigten aus dem nicht 
betrieblich organisierten Bereich eine Wahlkarte automatisch zugesandt – das waren rund 
500.000 Arbeitnehmer:innen. Aus Sicht des sozialdemokratischen Wirtschaftsverbandes 
muss es möglich sein, dies auch für Wahlen im Bereich der Wirtschaftskammer 
durchzuführen und jedem/jeder wahlberechtigten Unternehmer/in automatisch eine 
Wahlkarte zuzusenden.  
 
Der Sozialdemokratische Wirtschaftsverband stellt daher folgenden Antrag und lädt 
alle Fraktionen dazu ein, diesen zu unterstützen:  
 
Die  Wirtschaftskammer OÖ möge sich bei allen Stellen, insbesondere bei der 
Bundeswirtschaftskammer dafür einsetzen, dass das Wirtschaftskammergesetz 
1998 derart geändert wird, dass allen Unternehmer/innen automatisch und 
fristgerecht eine Wahlkarte zugesandt wird. 

 
Antragsteller: 
 
 
Mag. Helmut Mitter, Delegierter zum Wirtschaftsparlament 
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